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66 600 Franken: Diesen Betrag mach-
te ein Einwohner des Kantons St. Gal-
len 2011 auf seiner Steuererklärung
als Pendlerabzug geltend. Demzufol-
ge muss der Mann pro Arbeitstag
mehrere hundert Kilometer in sei-
nem Auto zurückgelegt haben. Die
Steuerbehörden anderer Kantone be-
richten laut der «NZZ am Sonntag»
von ähnlich krassen Fällen.

Doch schon bald könnte die letzte
Stunde der horrenden Pendlerabzüge
geschlagen haben. Sagt das Stimm-
volk am 9. Februar Ja zur Vorlage
über die Finanzierung und den Aus-
bau der Bahninfrastruktur (Fabi),
wird der maximale Fahrkostenabzug
bei der Bundessteuer auf 3000 Fran-
ken beschränkt. Diese indirekte Steu-
ererhöhung würde dem Staat jedes
Jahr 200 Millionen Franken für Bahn-

projekte in die Kassen spülen und bei
20 Prozent der Steuerpflichtigen eine
höhere Rechnung zur Folge haben.
Betroffen wären in erster Linie die
Autofahrer.

Aber nicht nur das: Wird Fabi an-
genommen, erhalten die Kantone
neu das Recht, den Pendlerabzug bei
ihren eigenen Steuern zu beschrän-
ken. Alles deutet darauf hin, dass sie
im Fall eines Ja keine Zeit verlieren
werden, die neue Ertragsquelle zu er-
schliessen. Im Kanton Bern, der un-
ter massivem Spardruck steht, ist wie
beim Bund eine Obergrenze von
3000 Franken in der Pipeline. Zürich
und St. Gallen führen Ähnliches im
Schild.

Kantonale Unterschiede
Bereits heute gibt es erhebliche

Unterschiede, was die Höhe der kan-
tonalen Pendlerabzüge anbelangt
(siehe Tabelle). Während Zürcher

Steuerzahler pauschal 70 Rappen pro
Kilometer aufschreiben dürfen, set-
zen viele andere Kantone auf ein ab-
gestuftes System. In Basel-Stadt sind
es für die ersten 15 000 Kilometer 70
Rappen. Dann sinkt der Betrag je-
weils nach 5000 Kilometern um fünf
Rappen. Ab 30 000 Kilometern kön-
nen die Basler noch maximal 50 Rap-
pen pro Autokilometer von ihrem
Lohn abziehen. Im Aargau wiederum
sieht das Steuerrecht nur zwei Stufen

vor: Wer an 220 Arbeitstagen täglich
90 Kilometer zurücklegt, erreicht so
einen Abzug von 13 000 Franken.

Generell gilt: Nur wer keinen
Zugang zu einem öffentlichen
Verkehrsmittel hat, das Auto beruf-
lich braucht oder gesundheitlich
nicht in der Lage ist, mit dem Zug
oder dem Bus zur Arbeit zu fahren,
darf die Autokosten auf der Steuer-
rechnung geltend machen. Wer
durch das motorisierte Pendeln ge-

genüber dem öV mindestens eine
Stunde Zeit einspart, fällt ebenfalls
in diese Kategorie.

Geringe Opposition
Der politische Widerstand gegen

die Deckelung des Pendlerabzugs
hält sich in Grenzen. Von den Partei-
en hat lediglich der Zentralvorstand
der SVP die Nein-Parole ausgegeben.
Wie bei der Abstimmung zur Vignet-
tenpreiserhöhung kämpft der Solo-

thurner SVP-Nationalrat Walter Wob-
mann mit seiner Berner Partei- und
Ratskollegin Nadja Pieren gegen die
Fabi-Vorlage. Ihn stört, dass mit der
Begrenzung des Pendlerabzugs indi-
rekt Mittel aus dem Strassenverkehr
in den öffentlichen Verkehr umgela-
gert werden. Er ist sich aber der
geringen Erfolgsaussichten seines
Kampfes bewusst. Denn ein Nein zu
Fabi wäre auch ein Nein zu Bahn-
infrastrukturprojekten im Umfang
von 6,4 Milliarden Franken von Lau-
sanne bis Chur. «Der Abstimmungs-
kampf wird viel schwieriger werden
als bei der Vignette. Aber ich kämpfe
auch dann, wenn die Erfolgsaussich-
ten gering sind», sagt Wobmann. Vie-
le seiner Parteikollegen seien dieses
Mal anderer Meinung als er.

Für öV-Pendler hätte ein auf 3000
Franken beschränkter Fahrkosten-
abzug nur geringe Konsequenzen.
Ihre Abzüge sind ohnehin viel klei-
ner als bei den Autofahrern. Der
Besitzer eines 2.-Klasse-Generalabon-
nements zum Beispiel kann schon
heute gerade mal 3550 Franken gel-
tend machen.
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Begrenzung Sagt das Stimmvolk Ja zur Bahnfinanzierungsvorlage (Fabi), drohen nicht nur auf Bundesebene höhere Steuern

Auch Kantone nehmen Pendlerabzüge ins Visier

«Es wird ein schwieri-
ger Abstimmungskampf.
Aber ich kämpfe auch
dann, wenn die Erfolgs-
aussichten gering sind.»
Walter Wobmann,
Nationalrat (SVP/SO)

Soll der Pendlerabzüge beschränkt
werden? Diskutieren Sie online mit.

Die Fabi-Abstimmungsvorlage begrenzt den Fahrkostenabzug auf 3000 Franken. GAETAN BALLY/KEYSTONE

Wer das Familien- und Gleichstel-
lungsrecht verletzt, soll die Verlet-
zung der Betroffenen auch selbst zu
spüren bekommen – und zwar durch
die Stacheln eines Kaktus. Das neue
Projekt von Marcel Enzler, Präsident
des Vereins Vaterverbot Schweiz,
lässt ohnmächtige und verzweifelte
Väter und Mütter zu Wort kommen,
die sich von den Behörden ungerecht
behandelt fühlen. «Immer wieder
sind die Familienpolitik und das
Gleichstellungsrecht in den Schlag-
zeilen mit fragwürdigen Urteilen
oder Handlungen. Das darf so nicht
weitergehen», sagt Enzler.

Unter www.schickenkaktus.ch
können Eltern ihre Erfahrungen im
Familien- und Gleichstellungsrecht
veröffentlichen und Fachstellen kriti-
sieren. Die Leser der Plattform be-
werten die Erfahrungen, indem sie
auf einen Kaktus oder eine Rose kli-
cken. Werden via Klick auf den Kak-
tus 50 negative Bewertungen abgege-
ben, wird der kritisierten Fachstelle
ein realer Kaktus zugestellt. Umge-

kehrt ist es auch möglich, Lob auszu-
sprechen: Wenn die Leser aber 25
Mal auf die Rose, das Symbol für eine
positive Würdigung, klicken, wird
der Fachstelle eine Rose geschickt.

Kampf für Gleichstellung
Zuvor kämpfte Enzler mit der Ak-

tion «Schick en Stei» gegen die Ver-
schiebung der Vorlage über das ge-
meinsame Sorgerecht. Gemeinsam
mit anderen Männer- und Väterorga-
nisationen rief er im Frühling 2011
via www.schickenstei.ch enttäuschte
Eltern dazu auf, der SP-Bundesrätin
Simonetta Sommaruga einen Pflas-
terstein zu schicken. Innerhalb zwei-
er Monate kamen so 5,5 Tonnen Stei-
ne zusammen. Daraufhin verzichtete
Sommaruga auf die Verschiebung.
Schon bei «Schick en Stei» drehte
sich damals alles um das Thema
Gleichstellung, schliesslich habe ein
Kind Anrecht auf beide Elternteile,
sagt Enzler.

Unterstützt wird die Aktion von
der Frauenorganisation «donna2»,
der Interessengemeinschaft geschie-
dener und getrennt lebender Män-
nern (IMG). Auch die FDP Frauen sind
mit an Bord. Ihre Präsidentin, Car-
men Walker Späh, verschickt zwar
keine Kakteen, weibelt aber für die
Chancengleichheit der Geschlechter:
«Auch geschiedene oder getrennte
Männer wollten weiterhin gute Väter

sein und nicht einfach auf die Zahlva-
terschaft reduziert werden. Es
kommt leider vor, dass ihnen der
Kontakt mit den Kindern erschwert
oder gar verwehrt wird.» Walker
Späh hofft vor allem, dass die Aktion
Aufmerksamkeit erregt und so eine
öffentliche Diskussion anregt.

Mit «Schick en Kaktus» will Enzler
die Behörden sensibilisieren und ih-
nen zeigen, wie es der Bevölkerung

mit ihren Entscheiden geht. Be-
kommt eine Fachstelle einen Kaktus
zugestellt, wird sie so auch gleich zu
einer öffentlichen Stellungnahme
aufgefordert. «Wir möchten, dass die
betroffenen Stellen bestimmte Ent-
scheide hinterfragen», sagt Enzler.

Im sogenannten Speakers’ Corner
der Webseite können Bürger auch
Ideen und Wünsche an Behörden und
Politik kundtun. Diese werden dann
in einem Wunschbuch zusammenge-
fasst und an die Behörden weitergege-

ben. «Wir erhoffen uns viele qualitativ
hochstehende Beiträge und Ideen, die
auch umgesetzt werden können», so
der Initiant der Aktion.

Oliver Hunziker, Präsident des
Vereins für verantwortungsvoll erzie-
hende Väter und Mütter (VeV), war
bei «Schick en Stei» dabei. «Schick en
Kaktus» unterstützt er aber nicht, die
Aktion sei zu stark auf negative As-
pekte ausgerichtet. «In der jetzigen

politischen Land-
schaft macht die
Aktion wenig
Sinn. Wir errei-
chen mit der Ein-
führung des ge-
meinsamen Sor-
gerechts im
nächsten Juli be-
reits eines unse-
rer Hauptziele»,
sagt er. «Anstatt

Kakteen zu verschicken, suche ich
lieber direkt das Gespräch.»

Verzögerung befürchtet
Marcel Enzler sieht das anders. Er

befürchtet eine Verzögerung von An-
trägen für das gemeinsame Sorge-
recht und ungerechtfertigte Antrags-
abweisungen, beispielsweise bei
Streitigkeiten der Eltern. Zudem sei
das gemeinsame Sorgerecht nur ei-
nes von vielen Anliegen bezüglich
Gleichstellung in der Familie.

Kakteen sollen Behörden anstacheln
Gleichstellung Mit der originel-
len Aktion «Schick en Kaktus»
können Eltern gegenüber Be-
hörden und Fachstellen ihre Un-
zufriedenheit ausdrücken.
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«Wir möchten, dass
die betroffenen Stellen
bestimmte Entscheide
hinterfragen.»
Michael Enzler, Präsident Verein
Vaterverbot Schweiz

Sprachpass Ausländer

werden bewertet
Der Bund führt einen Sprachen-
pass für fremdsprachige Auslän-
der ein, die sich in der Schweiz
dauerhaft niederlassen wollen.
Auf dem Pass wird eingetragen,
welche Kompetenzen jemand in
einer der Landessprachen hat.
Nur wer sich verständigen kann,
erhält künftig eine unbeschränkte
C-Bewilligung. «Der Sprachen-
pass wird frühestens 2015 vorlie-
gen», sagte Adrian Gerber vom
Bundesamt für Migration gestern
und bestätigte eine Meldung der
«NZZ am Sonntag». (SDA)

Zivildienst Kritik an

Einsatz-Idee in Schulen
FDP und CVP warnen davor,
künftig Zivildienstler ins Klassen-
zimmer zu holen. «Sie dürfen
keinen Lehrermangel beheben»,
schreibt die CVP in ihrer Stel-
lungnahme. Vielmehr sollen sie
nur als zusätzliche Assistenzhilfe
zur Verfügung stehen. Während
die SVP nur kritische Worte fin-
det, ist der Zivildienstverband Ci-
viva begeistert. Auch SP und
Grüne finden Gefallen an der
Idee. Die SP legt jedoch Wert dar-
auf, dass die Zivis nicht selbst un-
terrichten, sondern begleitende
Funktionen wie Pausenaufsicht
oder Hausdienst ausüben. (SDA)

Nachrichten

Pendlerabzüge Auto (Rp/km)

Bund Rp./km
70

Aargau
1 bis 15 000 km 70
Ab 15 001 km 50
Basel-Stadt
1 bis 15 000 km 70
15 001 bis 20 000 km 65
20 001 bis 25 000 km 60
25 001 bis 30 000 km 55
ab 30 001 km 50
Basel-Landschaft

70*
Solothurn
1 bis 10 000 km 70
10 001 bis 20 000 km 55
20 001 bis 30 000 km 45
ab 30 001 km 35
Zürich

70
* Die Steuerbehörde kann eine Abstufung

der Fahrkostenpauschale im Verhältnis
zur jährlichen Fahrleistung vornehmen


